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Bebauungsplan Nr. G1 „Grüngürtel zwischen Rothschwaiger Forst und 
Staatsstraße St 2054" 
Öffentlichkeitsbeteiligung gern. § 4a Abs. 3 BauGB i. V. m. 4 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) — Onlineverfahren 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürstenfeldbruck äußert sich zu 

oben genannter Bebauungsplanänderung „Grüngürtel zwischen Rothschwaiger Forst 

und Staatsstraße St 2054“ wie folgt: 

 

Bereich Forst 

Von dem Bebauungsplan ist Wald i.S.d. Art. 2 Abs. 1 BayWaldG betroffen. Der süd-

westliche Geltungsbereich ist aktuell noch mit strukturreichen Nadelholzforsten be-

stockt, in denen die Fichte mit mehreren standortheimischen Mischbaumarten ge-

mischt ist. Rund 30 % der Fläche sind mit standortgerechten Laubmischwäldern be-

stockt. Lediglich knapp 20 % weisen strukturarme Nadelwälder auf. Es handelt sich 

dabei exakt um die Waldflächen, für die derzeit (noch) ein (nach unserer Kenntnis 

nicht abgeschlossenes) abgrabungsrechtliches Genehmigungsverfahren am LRA FFB 

läuft. In unserer Stellungname vom 16.07.2020 zum abgrabungsrechtlichen Genehmi-

gungsantrag „Trockenabbau Eichholz Fl. Nrn. 2103T und 2103/1T Gemarkung Fürs-

tenfeldbruck“ haben wir bereits darauf hingewiesen, dass der betroffene Wald sehr 

viele Erholungssuchende anzieht und deshalb in der Waldfunktionsplanung als Erho-
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lungswald der Intensitätsstufe I eingestuft ist. Zusätzlich hat das Waldgebiet eine hohe 

Bedeutung für den lokalen Klimaschutz, da es stadtnah einen Ausgleich zwischen 

Temperatur- und Feuchtigkeitsextremen schafft. Der Wald ist nach unserer Auffas-

sung in Fläche, räumlicher Verteilung, Zusammensetzung und Struktur so zu erhalten, 

dass er seine jeweiligen Funktionen bestmöglich und nachhaltig erfüllen kann (Art. 5 

Abs.2 BayWaldG). Im Regionalplan der Region 14 München ist jedoch festgelegt, 

dass die Kiesgrube KRO nach Süden innerhalb des VR601 in den Staatswald hinein 

erweitert werden kann. Nach unserer Kenntnis ist diese Festsetzung unverändert gül-

tig. Es ist aber auch festgelegt, dass die Waldfläche in ihrer Substanz zu erhalten ist 

und Rekultivierungen von Abgrabungen im Wald mit Wald erfolgen sollen. Besonders 

der geringe Waldanteil von nur 21 % im Landkreis Fürstenfeldbruck begründet ein be-

deutendes öffentliches Interesse an der Erhaltung des Wal- des. Aus diesen Gründen 

musste die Forstbehörde im Rahmen des abgrabungsrechtlichen Genehmigungs-      

antrags dem Abbau nach Süden zustimmen und konnte nur die zeitnahe Rekultivie-

rung mit Mischwald fordern. Die bereits vor Jahren im Regionalplan vorgenommenen 

Erweiterung des Vorranggebietes haben wir abgelehnt. Im Übrigen haben wir auch 

den Abbau der aktuell ausgebeuteten Abbaufläche zwischen Kieswerk und Staatswald 

zu damaliger Zeit abgelehnt, konnten aber vor Gericht damit nicht bestehen. Nach un-

serer Kenntnis bestehen seit 2020 seitens der Stadt FFB politische Initiativen mit dem 

Ziel von der südlichen Erweiterung des Abbaugebietes abzurücken. Als Alternativflä-

che stehen die Flächen östlich der Kiesgrubenstraße im Fokus. Dies macht jedoch aus 

forstfachlicher Sicht nur Sinn, wenn der Kiesabbau nach Ausschöpfung dieser (östli-

chen) Flächen beendet wird und eine (erneute) Erweiterung nach Süden aus-            

geschlossen ist.  

Der Entwurf des Bebauungsplans entspricht nach unserer Einschätzung den aktuell 

rechtlich gültigen Gegebenheiten. Unter dieser Annahme bestehen keine Einwände 

gegen die Planungen bzw. können unsere Bedenken den Abbau der Fläche im 

Staatswald nicht verhindern. 

 

Bereich Landwirtschaft 

Das vorgesehene Abbaugebiet umfasst eine Fläche von ca. 20,8 ha landwirtschaftlich 

genutzte Fläche. Es handelt sich um Ackerland mit günstigen Erzeugungsbedingun-

gen. 

Durch das Planungsgebiet werden der Landwirtschaft wertvolle und ertragreiche Flä-

chen für die Erzeugung von Nahrungsmitteln für immer entzogen. 

Die Rekultivierung sollte die Wiederherstellung des bisherigen Landschaftsbildes zum 

Ziel haben. 
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Das im Bebauungsplan festgesetzte Ziel, dass nach Ende der Kiesabbautätigkeiten 

der Standort der Kiesgrube Puch gänzlich der Natur zurückgeführt werden soll, ist aus 

unserer Sicht nicht vertretbar. Es ist eine vollständige Wiederverfüllung mit uneinge-

schränkter Folgenutzung als landwirtschaftliche Fläche anzustreben.  

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Stephan Haase 

Landwirtschaftsoberrat  
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Ihre Nachricht vom     Ihr Zeichen   Unser Zeichen   Datum 
    BPlan R 14  9. Februar 2021 

 
Stadt Fürstenfeldbruck Bebauungsplan Nr. G 1 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bayerische Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e.V. hat folgende Anmerkungen 
zum Bebauungsplan Nr. G 1:  

Wir bitten Sie uns als TöB i.S. der Rohstoffsicherung auch künftig bei der Bauleitplanung, wie da‐
mals bei der Flächennutzungsplanausweisung, zu beteiligen. Vielen Dank im Voraus.  

Vorab möchten wir darauf hinweisen, dass im Regionalplan festgesetzte regionale Grünzüge, 
Trenngrünstreifen oder auch landschaftliche Vorbehaltsgebiete keineswegs Ausschlusskriterien 
für die Kiesgewinnung sind. Die Funktionen werden durch die Kiesgewinnung nicht beeinträch‐
tigt und können mit entsprechender Folgenutzung zeitnah umgesetzt und wiederhergestellt 
werden. Wir bitten Sie dies im Bebauungsplan zu korrigieren. 

Verwunderlich finden wir, dass mit dem Bebauungsplan die Kiesgewinnung östlich der Straße 
nun ausgeschlossen wird. Entsprechend der Zeitungsartikel vom 22.08.2020/31.08.2020 
(Münchner Merkur) sind wir davon ausgegangen, dass die Stadt Fürstenfeldbruck ihren 57. Flä‐
chennutzungsplan dementsprechend abändert. 

Generell möchten wir darauf hinweisen, dass die Ausführungen zur Kiesgewinnung weit über die 
Aufgaben der Bauleitplanung hinausgehen:  

Eine detaillierte Festlegung der Rekultivierungsziele wie auf S. 44 zur Begründung des Bebau‐
ungsplanes gehen für die Bauleitplanung viel zu weit. Es werden hier auf bauleitplanerischer 
Ebene Fachthemen abgearbeitet, die im eigentlichen Genehmigungsverfahren unter Beteiligung 
des Unternehmens, der Planer und der Fachbehörden nach den gesetzlichen Vorgaben festge‐
legt werden müssen. So ist es z.B. nicht realistisch, dass 2/3 der bewaldeten Fläche des Vorrang‐
gebietes im Rahmen der Abgrabung erhalten bleiben können. Bevor ein Abbauabschnitt vollstän‐
dig rekultiviert werden kann, muss im nächsten Abbauabschnitt bereits die Rotlage abgetragen 
werden, im hinteren Bereich wird aber bereits verfüllt und die Rotlage wieder für die Rekultivie‐
rung aufgetragen. Es handelt sich also um ein mitwanderndes Kiesgewinnungsfeld. 

Per E‐Mail:  
bauverwaltung@fuerstenfeldbruck.de 
Stadt Fürstenfeldbruck 
Haupstraße 31 
82256 Fürstenfeldbruck 
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Auf S. 44f werden bauliche Anlagen nach Beendigung der Kiesgewinnung ausgeschlossen. Diese 
Anlagen wie z.B. das Kieswerk, die Brecheranlage, die RC‐Anlage, müssten dann in ein Gewerbe‐
gebiet/Mischgebiet umgesiedelt werden. Dies würde nicht nur hohe Kosten für den Unternehmer, 
sondern auch Emissionen, Verkehr, etc. näher an die Bebauung heranbringen. Nach dem Landes‐
entwicklungsprogramm von Bayern (Punkt 3.3) ist es aber auch weiterhin erlaubt, dass solche An‐
lagen im Außenbereich stehen, wenn „von Anlagen, die im Rahmen von produzierenden Gewer‐
bebetrieben errichtet und betrieben werden sollen, schädliche Umwelteinwirkungen,  insbeson‐
dere durch Luftverunreinigungen oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem Wohnen die‐
nende Gebiete ausgehen würden“. 
 

Auf S. 48 wird festgelegt, dass der Kiesabbau bis 1. Januar 2042 beendet werden soll. Dies steht 
im Widerspruch zum Vorranggebiet. Es handelt sich bei der Kiesgewinnung um eine Bedarfsde‐
ckende Industrie, d.h. sollte der Baubedarf nicht weiterhin so konstant bleiben, dann könnte das 
Vorranggebiet bis dahin nicht ausgekiest werden. Daher sehen wir eine Frist bis zur Beendigung 
Kiesgewinnung im Rahmen der Bauleitplanung für äußerst kritisch, rechtlich bedenklich und 
nicht zielführend. Fristsetzungen sollten generell im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens er‐
folgen. 

 

Zu Punkt 6.2.1 auf S. 60 möchten wir anmerken, dass die Stadt nicht nur die Verantwortung für 
die Stadt und den Landkreis hat, sondern auch für benachbarte Landkreise. Kies kann nur dort 
gewonnen werden, wo entsprechende Lagerstätten mit entsprechender Qualität vorhanden 
sind. Große Qualitätsunterschiede gibt es bereits bei quartären und tertiären Kieslagerstätten.  

 

Mit freundlichen Grüßen       
 
 
 
Dr. Stephanie Gillhuber   André Fietkau 
   Rohstoffsicherung                  Umweltrecht 
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Stadt Fürstenfeldbruck 
Bauverwaltung 
Hauptstr. 31 
82256 Fürstenfeldbruck 

Vollzug des § 4a Abs. 3 i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB; 
Bebauungsplan Nr. G1 „Grüngürtel zwischen Rothschwaiger Forst und  
Staatsstraße St 2054“, Stadt Fürstenfeldbruck 
 
LRA Nr. 1210 
 
Planfassung mit Begründung vom 21.07.2020 
 
Anlagen: überzählige Planunterlagen 
 
 
Das Landratsamt nimmt wie folgt Stellung: 

Die Stadt Fürstenfeldbruck beabsichtigt mit der Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes die 
bauplanungsrechlichen Voraussetzungen für die Sicherung des Kiesabbaus und die Sicherung 
des Grüngürtels zu schaffen. 

Geltungsbereich 

Das Plangebiet liegt im Westen des Stadtgebietes von Fürstenfeldbruck. Der Geltungsbereich wird 
im Norden durch den Verlauf der Staatsstraße ST 2054 und im Osten durch den Verlauf der B471 
begrenzt. Im Süden und Westen schließen Waldflächen an. 

Da die Darstellung des Vorranggebiets für Kiesabbau im Regionalplan nicht parzellenscharf ist, 
wird empfohlen, den Geltungsbereich im Südwesten zumindest entsprechend der dargestellten, 
sich überschneidenden Fläche zu verkleinern, „deren Böden erheblich mit umweltbelastenden 
Stoffen belastet sind“. 

Ableitung aus dem Flächennutzungsplan und übergeordneter Planung 

In der rechtskräftigen 57. Änderung des Flächennutzungsplans wird das betreffende Gebiet 
westlich der Kieswerkstraße als „Konzentrationsfläche für den Kiesabbau“, „Wald“, „Sukzessions-/ 
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Pflegefläche“ und „Flächen mit Altlasten“, im östlichen Bereich als „Flächen für die Landwirtschaft 
und Erholung“, „Wald“, „Bodendenkmäler“ und „Flächen für Versorgungsanlagen“ dargestellt. 

Darüber hinaus wurden im Südosten Flächen in den Geltungsbereich aufgenommen, für die in der 
vorliegenden Planung Nutzungen festgesetzt werden, die dem ursprünglichen 
Flächennutzungsplan größtenteils entsprechen (Flächen für Wald).  

Die „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft“ (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB) sind im Flächennutzungsplan jedoch nicht dargestellt. Es 
wird empfohlen, den Flächennutzungsplan im Zuge der Berichtigung anzupassen. 

Die festgesetzte Kiesabbaufläche entspricht im Wesentlichen dem im Regionalplan festgesetzten 
Vorranggebiet VR 601 (siehe auch Stellungnahme der Regierung von Oberbayern vom 
29.12.2020). 

Informelle Planung „Räumliche Entwicklungsstrategie Landkreis Fürstenfeldbruck“ (2017) 

Die Teilkarten der „Räumlichen Entwicklungsstrategie Landkreis Fürstenfeldbruck“ (RES) stellen 
für den westlich der Kieswerkstraße gelegenen Teil des vorliegenden Bebauungsplans die Zielset-
zungen „Bestehende Waldlandschaft sichern und weiterentwickeln“, „Angrenzende Landschafts-
räume vernetzen“, „Landschaftsräumliche Vernetzung sichern und aufwerten“, „Erholungsorte und 
–räume attraktiv anbinden und vernetzen“ und „Erholungsnutzung stärken“ dar. Für den östlichen 
Teil des Plangebiets wurden die Ziele „Kulturlandschaft sichern und stärken“, „Park+Pool-
Parkplatz“ und „Ortsrand zum Naherholungsraum stärken“ formuliert. 

Entsprechend dieser gemeinsamen, interkommunal abgestimmten Ziele sollte im vorliegenden 
Bebauungsplanentwurf insbesondere im östlichen Teil die Lage von Erholungsflächen, Wegfüh-
rungen, Anpflanzungen und zu erhaltende Flächen für die Landwirtschaft eventuell auch durch die 
planerische Umsetzung eines Freiflächen- oder Grünordnungskonzepts (gemäß 5.4.4 der Begrün-
dung) konkreter dargestellt werden. 

Ortsplanung 

Aus ortsplanerischer Sicht bestehen darüber hinaus gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
keine Bedenken. 

Erschließung 

Das Plangebiet wird über die Staatsstraße St 2054, die Kieswerkstraße und öffentliche Feld- und 
Waldwege erschlossen. 
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Festsetzungen durch Text 

Die jeweiligen Normzitate sollten überprüft und ggf. berichtigt werden (z.B. Planungsrechtliche 
Festsetzungen Nr. 1.2, 1.17). Wir weisen darauf hin, dass die Aufführung der Rechtsgrundlagen in 
der Präambel grundsätzlich ausreichend ist.  

Zu 1.20 i.V.m. 1.26 : 

Die Voraussetzung für den zulässigen Beginn der Rohstoffgewinnung ist im Vollzug kaum prüfbar. 
Insbesondere erscheint die Nutzungsangabe „bewaldet“ im Zusammenhang mit einem rechneri-
schen Flächenansatz zu unbestimmt. Des Weiteren sollte klargestellt werden, wie sich die „Ge-
samtfläche“ als Berechnungsgrundlage für den 2/3 bewaldeten Bereich zusammensetzt.              
In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass die Regulierung des bewaldeten Bereichs 
auf 2/3 der Fläche im Widerspruch zu der Abgrabungsgenehmigung 2006 – 0963 T3 und der in 
Kürze zur Genehmigung anstehenden Tektur 2006 – 0963 T4 steht. 

Festsetzungen (Planzeichnung und Planzeichen) 

Zur besseren Lesbarkeit sollte die Skalierung der Planzeichen in Planzeichnung und Legende 
identisch und entsprechend der Darstellung mit den textlich festgesetzten Zeichenerklärungen sein 
(z.B. „Flächiges Bodendenkmal mit Nummer“).  

Die im Flächennutzungsplan dargestellten Flächen für die Landwirtschaft und Erholung sollten auf 
Ebene des Bebauungsplans differenziert und konkretisiert werden. 

Die besondere Zweckbestimmung der dargestellten Wegeverbindungen ist gem. Nr 1.11 
(„Planungsrechtliche Festsetzungen“) ein Geh- und Radweg bzw. Wanderweg. Zur Vermeidung 
von Unklarheiten sollte dies bereits in die Legende aufgenommen werden. 

Die Darstellung der Baumreihe entlang der Staatsstraße St 2054 auf dem Flurstück 434/15 
entspricht nicht dem Planzeichen in der Legende und sollte korrigiert werden. 

Der öffentliche Parkplatz auf der Flurnummer 455 ist lediglich durch ein Planzeichen auf der 
Fläche für Wald dargestellt. Trotz der eventuellen Verlagerung des bestehenden Parkplatzes 
(Begründung 5.8.3) sollte zur Klarstellung und zur Vermeidung von Flächenversiegelung die 
maximale Größe und die Beschaffenheit der Oberfläche festgesetzt werden. 

Für das Gebiet der „Versorgungsanlagen für Elektrizität“ sollte zur Rechtssicherheit das 
bestehende Gebäude als maximal zulässige Bebauung durch Gebäude festgesetzt werden. 
Gleiches wird im Bereich des Lagerplatzes für den Versiegelungsgrad, die Beschaffenheit der 
Oberflächen und die Art der gelagerten Gegenstände empfohlen. 
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Auch wenn die bestehenden Gebäude im westlichen Teil („Flächen für die Gewinnung von 
Bodenschätzen“) im Zuge der Rekultivierung wieder zurückgebaut werden, sollte die maximal 
zulässige Höhe und Größe der Bebauung festgesetzt werden. 

Das rote Planzeichen an der südöstlichen Ecke des Geltungsbereichs in Form einer Windmühle ist 
unklar und sollte korrigiert werden. 

Nachrichtliche Übernahmen (Planzeichnung und Planzeichen) 

Da sich aus § 9 Abs. 6 BauGB keine Rechtsgrundlage für nachrichtliche Übernahmen aus den 
abgrabungsrechtlichen Genehmigungsbescheiden sowie entsprechende „Zielvorstellungen“ 
ableiten lässt, können die Inhalte der Nrn. 2 und 4 lediglich als Hinweise in den Bebauungsplan 
aufgenommen werden. 

Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB sollen nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene 
Festsetzungen, sog. „Fremdplanungen“ in den Bebauungsplan übernommen werden. Laut 
Kommentar Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger Rn. 277 zu § 9 BauGB i.V.m. Rn. 69 zu § 5 
BauGB zählen einzelne Genehmigungen sowie Zielvorstellungen nicht dazu. 

Ein „Festsetzungsfindungsrecht“ besteht auch für nachrichtliche Übernahmen nicht (EZBK Rn. 12 
zu § 9 BauGB). 

Aus Gründen der Rechtssicherheit wird empfohlen, bei der Übernahme als Hinweise (Nrn. 2 und 4) 
die Farben für die Planzeichen mit größerem Farbunterschied auszuwählen. Zur besseren 
Lesbarkeit könnte die Übertragung der Nummerierung (für die Planzeichen bzw. nachrichtlichen 
Übernahmen) aus dem Satzungstext in die Legende und ggf. die Beschriftung der Planzeichnung 
beitragen. 

Im Übrigen ist die inhaltliche Unterscheidung zwischen „Nachrichtliche Übernahmen“ (Nr. 2) und 
„Nachrichtliche Übernahmen – Zielvorstellung“ (Nr. 4) nicht nachvollziehbar. 

Begründung 

Zu 5.2.11: 

Die Flächen für Landwirtschaft und Erholung werden im Nordosten des Geltungsbereichs 
dargestellt. 

Zu 5.6.1: 

Da im vorletzten Absatz auf einen Grundstückskauf vom 05.11.2020 Bezug genommen wird, sollte 
das Datum der Planfassung (21.07.2020) korrigiert werden. 
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Verfahren 

Präambel: 

Das Vollzitat der Bayerischen Bauordnung sollte hinsichtlich der aktuellen Fassung angepasst 
werden. 

Verfahrensvermerke: 

Die Verfahrensvermerke fehlen vollständig. 

Sonstiges 

Für den südlichen Bereich des Plangebietes wurde eine abgrabungsrechtliche Genehmigung mit 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für den Kiesabbau mit Wiederverfüllung von der 
Firma KRO GmbH beantragt. Das UVP-Verfahren ist bereits abgeschlossen. Sofern eine 
Genehmigung erteilt wird, werden die Nebenbestimmung des Genehmigungsbescheides 
voraussichtlich insbesondere hinsichtlich der Rekultivierungsmaßnahmen z.T. detailliertere 
Anforderungen als die Festsetzungen des Bebauungsplanes (z.B. hinsichtlich der Qualität des 
aufzuforstenden Waldes) enthalten. 
 

Der Bauvollzug weist auf Folgendes hin: 

Der Bebauungsplan ist angesichts der Verhandlungen der Stadt Fürstenfeldbruck bzgl. der 
Lageänderung des Kiesabbaugebiets Rothschwaiger Forst nicht nachvollziehbar. 

Naturschutz und Landschaftspflege 

Eine Teilfläche der Flurnr. 458/0 der Gemarkung Puch wurde als Ausgleichsfläche für den Bebau-
ungsplan V+E Nr. 28/8 „Busunternehmen Enders" herangezogen. Wir bitten darum diese Fläche 
von 4.678 m² als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft im Bebauungsplan darzustellen. 
Der überwiegende Teil der Grundstücke, die als „Flächen für die Gewinnung von Bodenschätzen“ 
dargestellt sind, werden nach der Rekultivierung des Kiesabbaus als Ausgleichsflächen hergestellt. 
Wir bitten darum, diese Flächen als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und Landschaft im Bebauungsplan darzustellen. 

Immissionsschutz 

Die Vermeidung erheblicher Belästigungen durch Geräusche und die Einhaltung der Immissions-
richtwerte nach TA Lärm kann, nach einem Schreiben des Bayerischen Landesamtes für Umwelt-
schutz – „Anforderungen zum Lärmschutz bei der Planung von Abbauflächen für Kies, Sand und 
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andere Bodenschätze“, bei Abbau von Kies, Sand und Tonen i.d.R. sichergestellt werden, wenn 
folgende Mindestabstände der Abbauflächen nicht unterschritten werden: 
 
- zu reinen Wohngebieten  300 m 
- zu allgemeinen Wohngebieten 200 m 
- zu Mischgebieten   150 m. 
 
Dabei ist vorausgesetzt, dass der Abbaubetrieb nur tagsüber zu den üblichen Arbeitszeiten (07.00 
Uhr bis 17.00 Uhr) stattfindet. 
Diese Abstände werden durch die festgesetzte Fläche für die Gewinnung von Bodenschätzen 
(Kies) zwar eingehalten, jedoch ist der Abbaubetrieb von 06.00 Uhr bis 22.00 Uhr geplant. 
Aus diesem Grund ist für die Ausweitung des Kiesabbaus eine schalltechnische Verträglichkeitsun-
tersuchung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens vorzulegen. 

Wasserrecht 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht in einem festgesetzten, faktischen oder vor-
läufig gesicherten Überschwemmungsgebiet, §§ 72 ff WHG. 
 
Der Bereich befindet sich auch nicht in einem Wasserschutzgebiet, § 51 WHG. Jedoch befindet 
sich südlich des Geltungsbereichs die Schutzzone III dreier Brunnen der Stadtwerke Fürstenfeld-
bruck (Trinkwasserschutzgebiet „Fürstenfeldbruck – Stadt“). Den Planunterlagen (S.77) ist zu ent-
nehmen, dass die Südostecke des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes bis auf 30 Meter an 
das Trinkwasserschutzgebiet „Fürstenfeldbruck – Stadt“ heranreicht. Gemäß der Schilderung in 
den Planunterlagen befindet sich das Trinkwasserschutzgebiet „Fürstenfeldbruck – Stadt“ zustro-
mig zum Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Im Rahmen des abgrabungsrechtlichen Antrags 
für den Kiesabbau wurde eine Hydrologische Standortsbeurteilung durchgeführt. Aufgrund der 
Grundwasserfließrichtung ist eine Beeinträchtigung nicht gegeben. Das geplante Vorranggebiet für 
ein Wasserschutzgebiet der Gruppe Landsberied, der Gemeinde Schöngeising, der Gemeinde 
Grafrath und der Stadtwerke Fürstenfeldbruck befindet sich in der Nähe des Geltungsbereichs. Im 
Abstrombereich des Geltungsbereichs befindet sich kein Wasserschutzgebiet.  
 
Im Bereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Fließgewässer. Falls im Geltungsbereich 
neue Gewässer dazukommen, die nicht Bestandteil des Plangenehmigungsverfahrens des Nas-
sabbaus waren, ist für diese eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, die vor Errichtung der 
Gewässer beim Landratsamt Fürstenfeldbruck, Referat Umwelt- und Klimaschutz, zu beantragen 
ist.  
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Abfallrecht 

Nachdem in der Begründung zum Bebauungsplan unter Nummer 7.2.3.11 die Altlast Nummer 
07.26 aufgenommen ist, bestehen insoweit keine Einwände.  
Für die Flurnummer 2103/1T ist jedoch ebenfalls eine Altlastenverdachtsfläche eingetragen 
(Nummer 07.09); diese ist ebenfalls in die Begründung aufzunehmen und mit Planzeichen (siehe 
2.11) zu versehen. 

Kreisstraßen/Straßenbau 

Es bestehen keine Einwände gegen den Bebauungsplan „Grüngürtel zwischen Rothschwaiger 
Forst und Staatsstraße St 2054“. 
 
Es ist jedoch darauf zu achten, dass die Radverbindung am östlichen Rand des Bebauungsplan-
gebietes erhalten bleibt, da diese im Radwegenetz des Landkreises enthalten ist und damit eine 
überörtliche Verbindungsfunktion darstellt. 

ÖPNV 

Aus Sicht des ÖPNV ist kein Handlungsbedarf gegeben, da die Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. G1 „Grüngürtel zwischen Rothschwaiger Forst und Staatsstraße St 2054“ die Belange des öf-
fentlichen Personennahverkehrs nicht tangiert. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
W i n k l e r 
  



 
Der Umweltbeirat nimmt zum vorliegenden B-Plan G1 wie folgt Stellung: 
 
Der Flächenumfang des Abbaubereiches wurde anscheinend erheblich erhöht und beinhaltet nun 
neben dem Waldstück noch weitere Flächen Richtung Staatsstraße. Für den Kiesabbau war aber 
der Tausch des Waldstücks gegen die Flächen zur Staatsstraße hin vorgesehen. Dies bitten wir 
nochmals zu prüfen. 
 
Des Weiteren ist in der Tabelle auf S. 78 der Standort als "Eignung als Deponiestandort in 
Abhängigkeit von Geologie" beschrieben. Im Zusammenhang mit dem Antrag der Fa. KRO (Mai 
2019) zur Errichtung einer DK0-Deponie sehen wir den Hinweis sehr kritisch und sind uns auch 
nicht sicher, ob der Standort wirklich geeignet ist. Entgegen der ursprünglichen Absicht einer 
Grubenverfüllung mit Einbringungsmaterial nach Zuordnungswert Z 1.1, würde ein neuer 
Betriebszweig als Abfallbeseitigungsanlage einen unbegrenzten Bauschuttanteil beim 
Einbringungsmaterial erlauben. Der UB hat bisher schon die Einbringung eines Bauschuttanteils 
von 30% bei einer Nutzung des ausgebeuteten Kiesvorkommens als Z 1.1-Grube aufgrund der 
Standortgegebenheiten als kritisch gesehen und hat z. B. in der gemeinsamen Stellungnahme vom 
Juli 2020 die Begrenzung auf einen maximalen Bauschuttanteil von 15 % empfohlen. Zudem steht 
die mögliche Auffüllung der Grube als Deponie nahezu vollständig mit Bauschutt der Idee des 
stärkeren Bauschuttrecyclings u. a. zur Landschaftsschonung diametral entgegen. 
 
Der UB fordert die Stadt auf, im Bebauungsplanverfahren alle mögliche Hintertürchen zur 
Errichtung einer DK0-Deponie zu schließen. Die Errichtung einer Abfallbeseitigungsanlage sollte 
aus Sicht des UB nicht ohne breitere Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgen. 
 
Im Rahmen der B-Plan Bearbeitung schlagen wir vor, dass hierzu ein städtebaulicher Vertrag 
zwischen Stadt und KRO geschlossen wird, indem Kostenaufteilung und 
Folgekostenvereinbarungen geregelt werden. Weiterhin ist zu regeln, wie die zeitliche, planerische 
Abwicklung und die Herstellung der Rekultivierung und der Ausbau des Grüngürtels nach den 
städtischen Planungszielen vollzogen werden soll. 
 
Die Abwicklung von Kiesausbeute, Wiederverfüllung, Rekultivierung und Herstellung des 
Grüngürtels ziehen sich nach bisheriger Zeitplanung bis ins Jahr 2042 – ein enorm langer 
Zeitraum, bis die Bevölkerung allmählich wieder in einen betretbaren, aber noch lange nicht mit 
dem vorigen Zustand vergleichbaren Naturraum erleben kann. 
Daher fordert der UB die Offenhaltung und Erhaltung des derzeit bestehenden Grünzuges östlich 
der B 471 bis zur Cerveteristraße bis zum Jahr 2050, um den massiven Eingriff des Kiesabbaus 
westlich der B471 etwas abzupuffern. 
 
Auf S. 75 und 78 ist von einer Altlast die Rede, nähere Angaben fehlen aber. Hier ist 
sicherzustellen, dass durch den Vollzug des Bebauungsplans nicht eventuell später erforderliche 
Maßnahmen auf Grund anderer Rechtsvorschriften (z. B. aus Gründen des Grundwasserschutzes) 
erschwert werden. 




